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Sehr geehrte Mandanten,

„Gesetze müssen so formuliert sein, dass die davon Betroffenen die

Rechtslage erkennen und ihr Verhalten danach einrichten können.“

Spreche ich Ihnen damit aus der Seele? Eigentlich sollte es ja eine

Selbstverständlichkeit sein, aber in der Praxis ist die Erkenntnis der

Rechtslage aus dem Gesetzestext häufig schwierig. Dem FG Köln (Az: 9

K 3177/14) wurde es nun aber wohl zu bunt und es hat sich wortwört-

lich wie eingangs geschrieben geäußert. Im Urteilsfall ging es dabei um

die Anforderungen an den Inlandsbezug einer Spende.

Weiter führt das Gericht aus: „Die Gerichte müssen in der Lage sein, die

Anwendung der betreffenden Rechtsvorschrift durch die Verwaltung

zu kontrollieren. Zwar ergibt sich weder aus dem Rechtsstaatsprin-

zip noch aus den Grundsätzen der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung

und der Gewaltenteilung ein Verbot, unbestimmte Rechtsbegriffe, also

Begriffe, die bei der Gesetzesanwendung noch der Konkretisierung

bedürfen, zu verwenden. Der Gesetzgeber ist aber gleichwohl ver-

pflichtet, seine Regelungen so bestimmt zu fassen, wie dies nach der

Eigenart des zu ordnenden Lebenssachverhalts und mit Rücksicht auf

den Normzweck möglich ist. Mithilfe der üblichen Auslegungsmetho-

den, insbesondere durch Heranziehung anderer Vorschriften desselben

Gesetzes, durch Berücksichtigung des Normzusammenhangs oder auf-

grund einer gefestigten Rechtsprechung muss sich eine zuverlässige

Grundlage für die Auslegung und Anwendung der Vorschrift gewinnen

lassen.“

Mit anderen Worten: Unverständliche Gesetze gehen gar nicht! In die-

sem Sinne wünscht Ihnen eine informative Lektüre

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.9.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.9. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge September 2016

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spä-

testens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Sep-

tember ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.9.2016.

Alterseinkünftegesetz: Verfassungsmäßigkeit  
bekräftigt

Der Bundesfinanzhof (BFH) hält an seiner Rechtsprechung fest, dass die 

Besteuerung der Altersrenten seit 2005 verfassungsgemäß ist, sofern 

nicht gegen das Verbot der doppelten Besteuerung verstoßen wird. Er 

hebt zudem hervor, dass mit dem Vorbringen gegen die Richtigkeit ei-

nes Urteils des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) keine erneute ver-

fassungsgerichtliche Prüfung eines Gesetzes erreicht werden kann.

Der Kläger und seine 2014 verstorbene Ehefrau bezogen im Streitjahr 

2009 Renteneinkünfte aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Den 

steuerfreien Teil der Altersrenten ermittelte das Finanzamt gemäß § 

22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a Doppelbuchst. aa Sätze 3ff. des Einkommen-

steuergesetzes (EStG).

Im finanzgerichtlichen Verfahren machte der Kläger geltend, die Be-

steuerung der Sozialversicherungsrenten sei verfassungswidrig. Das 

Urteil des BVerfG vom 06.03.2002  (2 BvL 17/99) zur Verfassungswid-

rigkeit der früheren Rentenbesteuerung beruhe teilweise auf falschen 

Daten. Deshalb dürften die Renten auch künftig nur mit dem Ertrags-

anteil besteuert werden. Daran ändere auch die Tatsache nichts, dass 

das BVerfG drei Verfassungsbeschwerden, in denen die Verfassungs-

widrigkeit des Alterseinkünftegesetzes gerügt worden sei, nicht zur 

Entscheidung angenommen habe. Zudem hat der Kläger die Verlet-

zung des Verbots der doppelten Besteuerung gerügt. Die steuerliche 

Entlastung seiner Altersrente sei geringer als die steuerliche Belastung 

der von ihm und seiner Frau geleisteten Vorsorgeaufwendungen.

Der BFH hat im Streitfall an seiner Rechtsprechung zur Verfassungs-

mäßigkeit der Rentenbesteuerung seit 2005 festgehalten und klarge-

stellt, dass der Kläger mit seinen Einwendungen gegen die Richtigkeit 

einer verfassungsgerichtlichen Entscheidung im Revisionsverfahren 

nicht gehört werden kann. Die im Bundesgesetzblatt veröffentlichte 

Entscheidungsformel eines Urteils habe nach § 31 des Bundesverfas-

sungsgerichtsgesetzes Gesetzeskraft.

Ob im konkreten Streitfall gegen das Verbot der doppelten Besteu-

erung verstoßen worden ist, konnte der BFH wegen fehlender Fest-

stellungen des Finanzgerichts (FG) zu diesem Punkt nicht beurteilen. 

Er hat das Verfahren deshalb an das FG zurückverwiesen, diesem aber 

gewisse Vorgaben für die weitere Prüfung gemacht. So weist er darauf 

hin, dass bei der Berechnung einer möglichen doppelten Besteuerung 

das Nominalwertprinzip zugrunde zu legen ist. Bei der Ermittlung der 

steuerlichen Belastung der Beiträge zur gesetzlichen Rentenversiche-

rung müsse darüber hinaus berücksichtigt werden, dass die Arbeitge-

berbeiträge gemäß § 3 Nr. 62 EStG steuerfrei gewesen seien. Nach 

Auffassung des BFH sind bei der Ermittlung der steuerlichen Belastung 

der Altersvorsorgeaufwendungen zudem die Höchstbeträge des § 10 

Absatz 3 EStG alter Fassung bis einschließlich des Veranlagungszeit-

raums 2004 anhand der Beitragssätze der gesetzlichen Sozialversiche-

rung aufzuspalten. Bei freiwillig geleisteten Beiträgen zur gesetzlichen 

Rentenversicherung seit 2005 seien die tatsächlich abziehbaren Bei-

träge gemäß § 10 Absatz 3 EStG neuer Fassung zugrunde zu legen.

Obwohl die Ehefrau des Klägers im Zeitpunkt der BFH-Entscheidung 

bereits verstorben war, kann nach Auffassung des BFH die Höhe der 

steuerlichen Entlastung ihrer Rente nicht anhand der von ihr kon-

kret bezogenen Leistungen berechnet werden. Entscheidend für die 

Berechnung der steuerlichen Entlastung der Rente seien vielmehr 
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die zum Zeitpunkt des Beginns des Rentenbezugs der statistischen 

Wahrscheinlichkeit nach zu erwartenden Leistungen. Versterbe der 

Steuerpflichtige vor Erreichen der statistischen Lebenserwartung, ver-

wirkliche sich das typische Rentenrisiko. Während bei einem Teil der 

Steuerpflichtigen die Lebenszeit die statistische Lebenserwartung un-

terschreite, werde diese bei anderen überschritten.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 06.04.2016, X R 2/15

Splittingtarif: Nicht auf nichteheliche  
Lebensgemeinschaft anwendbar

Der Splittingtarif gilt nur für Ehegatten und eingetragene Lebenspart-

nerschaften, nicht aber für nichteheliche Lebensgemeinschaften. Dies 

hebt das Finanzgericht (FG) Münster hervor.

Die Kläger, die nicht miteinander verheiratet sind, leben mit ihren drei 

gemeinsamen Kindern in einem Haushalt. Das Finanzamt veranlagte 

sie für das Streitjahr 2012 jeweils einzeln zur Einkommensteuer und 

legte dabei die erklärten Einkünfte zugrunde. Die Kläger beantragten 

demgegenüber eine Zusammenveranlagung unter Anwendung des 

Splittingtarifs. Zur Begründung beriefen sie sich auf die 2013 rück-

wirkend für alle offenen Fälle eingeführte gesetzliche Regelung in § 

2 Absatz 8 Einkommensteuergesetz (EStG), wonach die für Eheleute 

geltenden Regelungen auch auf „Lebenspartnerschaften“ Anwendung 

finden. Hierunter seien auch nichteheliche Lebenspartnerschaften zu 

verstehen.

Die Klage hatte keinen Erfolg. Das FG Münster führt aus, dass der im 

Gesetz verwendete Begriff der „Lebenspartnerschaften“ ausschließlich 

eingetragene Lebenspartnerschaften umfasse. Dies folge daraus, dass 

§ 2 Absatz 8 EStG allein zur Umsetzung einer Entscheidung des Bun-

desverfassungsgerichts eingeführt worden sei, wonach die Diskrimi-

nierung gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaften im Vergleich zu 

Ehen in Bezug auf die Anwendung des Splittingtarifs gegen den verfas-

sungsrechtlichen Gleichheitssatz verstoße. Dabei habe das Bundesver-

fassungsgericht maßgeblich darauf abgestellt, dass es sich sowohl bei 

der Ehe als auch bei der eingetragenen Lebenspartnerschaft um eine 

rechtlich institutionalisierte Form der Partnerschaft handele. Aus die-

sem Kontext sei nicht ersichtlich, dass der Gesetzgeber darüber hinaus 

andere Partnerschaften, die keine rechtlichen Gemeinschaften darstel-

len, steuerlich begünstigen wollte. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist 

beim Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen III B 100/16 anhängig.

FG Münster, Urteil vom 18.05.2016, 10 K 2790/14 E, nicht rechtskräftig

Altersvorsorgeaufwendungen: Verfassungs-be-
schwerden gegen die Nichtanerkennung als  
vorweggenommene Werbungskosten erfolglos

Die Nichtanerkennung von Altersvorsorgeaufwendungen als vorweg-

genommene Werbungskosten ist mit der Verfassung vereinbar. Das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat zwei Verfassungsbeschwerden 

gegen die steuerliche Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen 

im Geltungsbereich des Alterseinkünftegesetzes vom 05.07.2004 

nicht zur Entscheidung angenommen.

Die gesetzgeberische Qualifizierung von Altersvorsorgeaufwendungen 

als Sonderausgaben und die vorgesehene höhenmäßige Beschränkung 

des Sonderausgabenabzugs seien verfassungsrechtlich nicht zu bean-

standen, so die Karlsruher Richter. Die Frage des Verstoßes gegen das 

Verbot der Doppelbesteuerung könne erst in den Veranlagungszeiträu-

men der Rentenbesteuerung zum Gegenstand der verfassungsrechtli-

chen Beurteilung gemacht werden.

Hintergrund: Die Beschwerdeführerin im Verfahren 2 BvR 290/10 

hatte in ihrer Einkommensteuererklärung erfolglos den Arbeitnehme-

ranteil zur gesetzlichen Rentenversicherung als vorweggenommene 

Werbungskosten steuermindernd geltend gemacht. Der Beschwerde-

führer im Verfahren 2 BvR 323/10 ist als Steuerberater und vereidigter 

Buchprüfer nichtselbstständig tätig. Er beantragte im Lohnsteuer-

Ermäßigungsverfahren beim zuständigen Finanzamt erfolglos, die von 

ihm zu leistenden Beiträge an das Wirtschaftsprüfer-Versorgungswerk 

als vorweggenommene Werbungskosten auf der Lohnsteuerkarte ein-

zutragen.

Nachdem in beiden Fällen Einspruch und Klage jeweils erfolglos ge-

blieben waren, wandten sich die Beschwerdeführer jeweils an das 

BVerfG, wo sie im Wesentlichen eine Verletzung ihrer Rechte aus Ar-

tikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes rügten. Ihre Verfassungsbeschwer-

den hatten keinen Erfolg.

Bundesverfassungsgericht, Beschlüsse vom 14.06.2016, 2 BvR 290/10 

und 2 BvR 323/10
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Kindergeld auch bei Au-pair-Aufenthalt?

Wenn ein Kind sich dafür entscheidet, für einen Au-pair-Aufenthalt ins 

Ausland zu gehen, dann können die Eltern weiterhin Kindergeld be-

kommen. Voraussetzung: Das Kind besucht mindestens 10 Stunden 

pro Woche einen Sprachkurs.

Das bestätigt der BFH in einem aktuell veröffentlichten Urteil. Im 

entschiedenen Fall gingen die Eltern der jungen Frau leider leer aus 

– denn diese hatte sich für einen Sprachkurs mit nur 8,6 Stunden pro 

Woche entschieden. Dies stelle keine Ausbildung im Sinne des Kinder-

geldrechts dar, meinten Familienkasse, Finanzgericht und BFH über-

einstimmend.

Um die 10-Stunden-Grenze zu berechnen, wird eine Durchschnittsbe-

trachtung für die Dauer des gesamten Aufenthaltes angestellt, sodass 

bei insgesamt hinreichend umfangreichem Unterricht die Berücksich-

tigung in einem Ferienmonat nicht unterbrochen wird. Bei weniger als 

durchschnittlich zehn Wochenstunden können ausnahmsweise einzel-

ne Monate gleichwohl als Berufsausbildung zu werten sein, wenn sie 

z.B. infolge von Blockunterricht oder Lehrgängen durch intensiven, die 

Grenze von zehn Wochenstunden deutlich überschreitenden Unter-

richt geprägt werden, erklärte der BFH unter Verweis auf in früheren 

Jahren ergangene Urteile.

BFH-Urteil vom 14.6.2016, Az. III B 132/15

Betrieb einer Solaranlage kann Elterngeld mindern

Einkünfte aus dem Betrieb einer Solaranlage, die zusätzlich zu solchen 

aus einer abhängigen Beschäftigung erzielt werden, können den An-

spruch auf Elterngeld mindern. Dies zeigt ein vom Bundessozialgericht 

(BSG) entschiedener Fall.

Die Klägerin bezog neben ihrem Gehalt aus einer abhängigen Beschäf-

tigung Gewinneinkünfte aus dem Betrieb einer Solaranlage. Der be-

klagte Landkreis berechnete deshalb das Elterngeld für ihr im August 

2013 geborenes Kind auf der Grundlage des letzten steuerlichen Ver-

anlagungszeitraums, dem Jahr 2012. Die Einkünfte der Klägerin im Jahr 

2013 blieben damit außer Betracht.

Anders als die Vorinstanzen hat das BSG die Wahl dieses Bemessungs-

zeitraums bestätigt und auf die Revision des beklagten Landkreises 

die auf höheres Elterngeld gerichtete Klage abgewiesen. Das Gesetz 

schreibe diesen Bemessungszeitraum seit der Neuregelung durch das 

Gesetz zur Vereinfachung des Elterngeldvollzugs vom 10.09.2012 bei 

so genannten Mischeinkünften aus selbstständiger und abhängiger 

Beschäftigung zwingend vor. Die damit in atypischen Einzelfällen ver-

bundenen Belastungen – bei der Klägerin ein Verlust von immerhin 

mehreren Tausend Euro Elterngeld – seien durch das gesetzgeberische 

Ziel der Verwaltungsvereinfachung gerechtfertigt, betonen die Bun-

desrichter.

Bundessozialgericht, Entscheidung vom 21.06.2016, B 10 EG 8/15 R

Familienkasse muss Kindergeldempfänger keine  
unnötigen Anwaltskosten erstatten

Ein Vater, der gegen einen ablehnenden Kindergeldbescheid durch 

einen Rechtsanwalt erfolgreich Einspruch eingelegt hat, kann kei-

ne Erstattung seiner Anwaltskosten verlangen, wenn er erst im Ein-

spruchsverfahren Unterlagen vorgelegt hat (Studienbescheinigung der 

Tochter), die er schon früher hätte vorlegen können. Dies betont das 

Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz.

Nach dem Abitur seiner Tochter teilte der Kläger der Familienkasse 

(auf Nachfrage) mit, dass sich seine Tochter im Rahmen eines Au-Pair 

Verhältnisses in Spanien aufhalte und einen Studienplatz suche. Da der 

Kläger trotz mehrfacher Aufforderungen der Familienkasse dafür keine 

entsprechenden Nachweise vorlegte, wurde die Festsetzung des Kin-

dergeldes mit Bescheid vom Januar 2015 aufgehoben.

Dagegen legte der Kläger – vertreten durch einen Rechtsanwalt – Ein-

spruch ein und machte unter anderem geltend, seine Tochter habe sich 

für das Sommersemester 2015 an den Universitäten Mainz und Köln 

beworben. Die Familienkasse forderte erneut entsprechende Nach-

weise, worauf der Kläger im April 2015 eine Studienbescheinigung 

vorlegte, wonach sich seine Tochter bereits im September 2014 an der 

Hochschule Trier eingeschrieben hatte. Daraufhin half die Familienkas-

se dem Einspruch ab und gewährte ab Oktober 2014 Kindergeld. Die 

Erstattung der Anwaltskosten lehnte sie allerdings mit der Begründung 

ab, dass die für die Entscheidung notwendigen Unterlagen (Studien-

bescheinigung) erst während des Einspruchsverfahrens eingereicht 

worden seien.
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Gegen die Ablehnung der Kostenerstattung legte der Kläger erfolglos 

Einspruch ein und erhob sodann Klage beim FG. Er berief sich darauf, 

dass er die ihm vorliegenden Unterlagen stets an die Familienkasse 

weitergeleitet habe und dass ihm erst nach Beauftragung eines An-

walts Kindergeld gewährt worden sei.

Die Klage des Klägers blieb erfolglos. Die Familienkasse müsse die Ge-

bühren oder Auslagen eines Anwalts nur dann erstatten, wenn seine 

Beauftragung notwendig gewesen sei, so das FG. Dies sei hier nicht der 

Fall. Denn der Kläger habe die erforderlichen Unterlagen schuldhaft 

verspätet erst im Einspruchsverfahren vorgelegt. Ein etwaiges Ver-

schulden seiner Tochter müsse sich der Kläger zurechnen lassen. Der 

Ablehnungsbescheid und das Einspruchsverfahren wären bei rechtzei-

tiger Vorlage der Studienbescheinigung vermeidbar gewesen.

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 02.06.2016, 6 K 1816/15, 

noch nicht rechtskräftig

Versicherungsleistung mindert abzugsfähige Auf-
wendungen für haushaltsnahe Handwerkerleistungen

Aufwendungen für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 

für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen kön-

nen zu einer Steuerermäßigung führen. Nach der gesetzlichen Rege-

lung ermäßigt sich die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag um 20 

Prozent, höchstens um 1.200 Euro, der Aufwendungen. Übernimmt 

eine Versicherung indes die Handwerkerkosten, so mindert dies in 

Höhe der Leistung den Ermäßigungsbetrag. Dies hebt das Finanzge-

richt (FG) Münster hervor.

Im Streitfall erlitt die Klägerin einen Wasserschaden, für dessen Besei-

tigung Handwerkerkosten in Höhe von insgesamt 3.224 Euro anfielen. 

Die Versicherung der Klägerin erstattete die Aufwendungen. In ihrer 

Einkommensteuererklärung setzte die Klägerin die Handwerkerkosten 

an und beantragte die Gewährung der Steuerermäßigung. Das Finanz-

amt lehnte dies aufgrund der Regulierung des Schadens durch die Ver-

sicherung ab.

Das FG Münster wies die hiergegen erhobene Klage ab. Die Inan-

spruchnahme der Steuerermäßigung für haushaltsnahe Handwerker-

leistungen setze eine wirtschaftliche Belastung der Klägerin durch die 

Handwerkerkosten voraus. Daran fehle es im Streitfall, da die Versi-

cherung die Handwerkerkosten erstattet habe. Eine wirtschaftliche 

Belastung der Klägerin ergebe sich auch nicht aus den gezahlten Ver-

sicherungsbeiträgen, weil durch diese nicht die Versicherungsleistung 

angespart werde. Der Anspruch auf Schadensregulierung bestehe un-

abhängig von der Gesamthöhe der eingezahlten Beiträge.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 06.04.2016, 13 K 136/15 E

Tod eines Miterben vor Auseinandersetzung:  
FG Hamburg beschäftigt sich mit Grunderwerbsteuer

Stirbt ein Miterbe vor Auseinandersetzung der Erbengemeinschaft, 

sind dessen Erben, die Erbeserben, unmittelbar als Miterben an bei-

den Erbengemeinschaften beteiligt. Dies stellt das Finanzgericht (FG) 

Hamburg klar. Wenn die Erbeserben ihre Erbteile auf eine aus ihnen 

bestehende GbR I übertragen, sei dieser Vorgang nach § 1 Absatz 1 

Nr. 3 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) grunderwerbsteuerbar, aber 

nach § 3 Nr. 3 Satz 1 GrEStG von der Steuer befreit. Durch diesen Vor-

gang schieden die Erbeserben aus der Erbengemeinschaft aus und die 

Auseinandersetzung sowohl der Erben- als auch der Erbeserbenge-

meinschaft sei ihnen gegenüber abgeschlossen, so das FG Hamburg.

Eine nachfolgende Grundstücksübertragung durch die Erbengemein-

schaft auf eine aus den Erben und Erbeserben gebildete GbR II sei dann 

nicht mehr nach § 3 Nr. 3 Satz 1 GrEStG von der Grunderwerbsteuer 

befreit, soweit die Erbeserben an der GbR II beteiligt sind. Die zunächst 

eingreifende Steuerbegünstigung nach § 6 Absatz 3 Satz 1 GrEStG ent-

falle nach § 6 Absatz 3 Satz 2 GrEStG rückwirkend, wenn die Erbeser-

ben ihre Gesellschaftsanteile an der GbR II innerhalb von fünf Jahren 

nach der Grundstücksübertragung übertragen.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 15.04.2016, 3 K 213/15, rechts-

kräftig
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GmbH- 
Geschäfts-
führer

Zuschätzung: Auch für zurückliegende Prüfungsjahre 
können im Zeitpunkt der Außenprüfung festgestellte 
Umsätze zugrunde gelegt werden

Die im Zeitpunkt einer Außenprüfung festgestellten Umsätze (hier: ei-

nes Imbissbetriebs) können auch den zurückliegenden Prüfungsjahren 

im Rahmen einer Schätzung der Besteuerungsgrundlagen zugrunde 

gelegt werden, sofern sich die wirtschaftlichen Verhältnisse zwischen-

zeitlich nicht wesentlich geändert haben. Dies hat das Finanzgericht 

(FG) Hamburg entschieden.

Der Kläger betrieb einen Imbissbetrieb an einer U-Bahnstation in 

Hamburg. Nach einer Außenprüfung änderte das Finanzamt die Steu-

erbescheide für die Vorjahre. Aufgrund der Ermittlungsergebnisse für 

die Zeit während der Außenprüfung schätzte es erhebliche Mehrer-

löse. Mit seiner Klage machte der Kläger – erfolglos – geltend, seine 

vermeintlich nicht erklärten Wareneinkäufe im Jahr der Außenprüfung 

dürften nicht zur Grundlage von Zuschätzungen für die Vorjahre ge-

macht werden. Die Situation habe sich infolge einer von ihm initiier-

ten Preiskampagne gegenüber den Vorjahren wesentlich geändert. Er 

habe seine Döner zu einem gegenüber der Speisekarte viel niedrige-

ren „Kampfpreis“ angeboten und damit seinen Absatz erheblich er-

höht. Seine Fleischeinkäufe hätten sich während des „Dönerkrieges“ 

im Verhältnis zu den Vorjahren fast verdoppelt, in denen überdies der 

Gammelfleisch-Skandal zu erheblichen Umsatzeinbußen gegenüber 

früheren Jahren geführt habe.

Das FG Hamburg entschied, dass für die insbesondere wegen der 

Mängel der Kassenführung veranlassten Zuschätzungen auch die Er-

mittlungsergebnisse aus der späteren Zeit der Außenprüfung eine ge-

eignete Schätzgrundlage bildeten. Denn die vom Kläger behaupteten 

Unterschiede zu den Vorjahren hätten sich nicht nachweisen lassen. 

Der Kläger trage insoweit die Beweislast.

Das FG hat die Revision nicht zugelassen. Der Kläger hat hiergegen 

Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die beim Bundesfinanzhof un-

ter dem Aktenzeichen  X B 32/16 läuft.

Finanzgericht Hamburg, Urteil vom 23.02.2016, 2 K 31/15, nicht 

rechtskräftig

Verbilligte Parkraumüberlassung an Arbeitnehmer ist 
steuerpflichtige entgeltliche Leistung

Überlässt ein Unternehmer seinen Angestellten gegen Kostenbeteili-

gung Parkraum, erbringt er damit eine entgeltliche Leistung, die steu-

erbar und steuerpflichtig ist. Dies stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar.

Die Klägerin ist eine steuerpflichtige Partnerschaftsgesellschaft. In 

der näheren Umgebung ihres Unternehmensorts gab es nur weni-

ge Parkplätze. Deshalb mietete sie Parkplätze in einem Parkhaus am 

Unternehmensort für monatlich 55 Euro pro Stellplatz an, um diese 

ihren Mitarbeitern zur Verfügung zu stellen. Die Mitarbeiter waren nur 

parkberechtigt, wenn sie sich an den Parkraumkosten mit 27 Euro mo-

natlich beteiligten. Diese Zahlungen behielt die Klägerin unmittelbar 

vom Gehalt des jeweiligen Mitarbeiters ein. Zunächst versteuerte die 

Klägerin die Mitarbeiterzahlungen als Entgelt für steuerpflichtige Leis-

tungen. Nach Bekanntwerden einer Verfügung der Oberfinanzdirekti-

on Karlsruhe vom 28.01.2009 zur Anwendung „unentgeltlicher oder 

verbilligter Überlassung von Parkplätzen an Arbeitnehmer“ stellte sie 

die Umsatzversteuerung ein. Das beklagte Finanzamt ging indes von 

steuerbaren und steuerpflichtigen (sonstigen) Leistungen an die Mit-

arbeiter aus.

Die hiergegen gerichtete Klage hatte weder vor dem Finanzgericht 

(FG) noch vor dem BFH Erfolg. Der BFH bestätigte das FG darin, dass 

die Steuerbarkeit der Parkraumüberlassung durch die Klägerin an ihre 

Angestellten gegen verbilligtes Entgelt zu bejahen sei. Die Klägerin 

habe mit der verbilligten Parkraumüberlassung an ihre Angestellten 

entgeltliche Leistungen erbracht.

Unerheblich sei, dass sie die Leistungen (überwiegend) zu unterneh-

merischen Zwecken erbracht habe. Denn die Besteuerung unentgeltli-

cher Leistungen erlaube keinen Rückschluss auf die Besteuerung gegen 

verbilligtes Entgelt erbrachter Dienstleistungen. Nach der Rechtspre-

chung des Europäischen Gerichtshofes komme es für die Steuerbarkeit 

einer unentgeltlichen Leistung darauf an, ob sie dem privaten Bedarf 

des Arbeitnehmers und damit unternehmensfremden Zwecken dient 

oder ob die Erfordernisse des Unternehmens es gebieten, diese Leis-

tung nicht als zu unternehmensfremden Zwecken erbracht erscheinen 

zu lassen, sodass sie dem überwiegenden Interesse des Arbeitgebers 

(und damit unternehmenseigenen Interessen) dient. Diese in der 



Sept. 2016

Schwäbisch Hall 8

Mehrwertsteuersystemrichtlinie angelegte Differenzierung komme 

ausschließlich bei unentgeltlichen Leistungen zur Anwendung. Eine 

vergleichbare Unterscheidung treffe die Richtlinie für entgeltliche Lie-

ferungen von Gegenständen oder Dienstleistungen nicht.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 14.01.2016, V R 63/14

Einlösung der Rabatt-Coupons von Mitbewerbern 
nicht unlauter

Der unter anderem für das Lauterkeitsrecht zuständige I. Zivilsenat des 

Bundesgerichtshofs hat am 23.06.2016 entschieden, dass es grund-

sätzlich nicht unlauter ist, wenn ein Unternehmen Rabatt-Coupons 

seiner Mitbewerber einlöst.

Die Beklagte betreibt bundesweit Drogeriemärkte. Sie warb damit, dass 

in ihren Filialen Kunden 10%-Rabatt-Coupons von Mitbewerbern vorle-

gen und einen entsprechenden Rabatt auf den Einkauf erhalten können.

Die Klägerin, die Zentrale zur Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs, 

hält diese Werbung unter dem Gesichtspunkt der gezielten Behinde-

rung der anderen Drogeriemärkte, die die Rabatt-Coupons ausgegeben 

haben, für wettbewerbswidrig. Die Beklagte ziele in erster Linie darauf 

ab, sich die Werbemaßnahmen der Mitbewerber zu eigen zu machen 

und deren Erfolg zu verhindern. Die Werbung sei zudem irreführend, 

weil den Kunden suggeriert werde, die Beklagte habe mit ihren Kon-

kurrenten vereinbart, Rabattgutscheine gegenseitig anzuerkennen. Die 

Klägerin hat die Beklagte daher auf Unterlassung und Ersatz von Ab-

mahnkosten in Anspruch genommen.

Die Klage hatte in beiden Vorinstanzen keinen Erfolg. Der Bundesge-

richtshof hat die Revision der Klägerin zurückgewiesen.

Ein unlauteres Eindringen in einen fremden Kundenkreis ist der Beklag-

ten nicht vorzuwerfen. Die Empfänger von Rabattgutscheinen sind für 

ihre nächsten Einkäufe noch keine Kunden des werbenden Unterneh-

mens. Das gilt auch, wenn die Gutscheine an Inhaber einer Kundenkarte 

oder Teilnehmer eines Kundenbindungsprogramms versandt werden. 

Ob solche Gutscheine verwendet werden, entscheidet der Verbraucher 

regelmäßig erst später. Soweit die Beklagte mit Aufstellern in ihren Fili-

alen wirbt, wendet sie sich zudem gezielt an eigene und nicht an fremde 

Kunden. Die Verbraucher werden ferner nicht daran gehindert, die Gut-

scheine bei dem jeweils ausgebenden Unternehmen einzulösen. Viel-

mehr erhalten sie die Möglichkeit, denselben wirtschaftlichen Vorteil 

auch durch einen Einkauf bei der Beklagten zu erlangen. Diese weitere 

Chance der Verbraucher, Rabatte zu erhalten, ist keine unlautere Wer-

bebehinderung der Mitbewerber. Der Beklagten steht es frei, sich beson-

ders um diejenigen Kunden zu bemühen, die von ihren Mitbewerbern 

mit Gutscheinen und Kundenbindungsprogrammen umworben werden.

Auch eine unlautere Irreführung liegt nicht vor. Die Werbung der Be-

klagten bezieht sich eindeutig nur auf ihr Unternehmen. Aus Verbrau-

chersicht liegt es fern, darin eine abgesprochene Werbemaßnahme 

mehrerer Unternehmen zu sehen. 

BGH, Pressemitteilung vom 23.06.2016 zum Urteil I ZR 137/15 vom 

23.06.2016

Aufwendungen für Kalender mit Firmenlogo nur bei 
Einhaltung formeller Vorschriften abzugsfähig

Aufwendungen für die Herstellung eines Kalenders mit Firmenlogo 

sind nur dann als Betriebsausgaben abzugsfähig, wenn diese einzeln 

und getrennt von den übrigen Betriebsausgaben im Rahmen des Buch-

führungswerks aufgezeichnet werden. So hat das Finanzgericht (FG) 

Baden-Württemberg entschieden. Wegen der grundsätzlichen Bedeu-

tung der Rechtssache hat es die Revision zugelassen.

Die Klägerin ließ Kalender mit Firmenlogo und Grußwort der Ge-

schäftsführerin herstellen, die sie Kunden, Geschäftspartnern und 

sonstigen Personen (zum Beispiel auf Messen) übergab. Die Kalender 

wurden im Wesentlichen mit einer Grußkarte in der Weihnachtszeit 

versandt. Die Herstellungskosten pro Kalender betrugen weniger als 

40 Euro. Die Klägerin machte diese als Betriebsausgaben geltend. Das 

Finanzamt versagte den Betriebsausgabenabzug.

Das FG entschied, dass es sich bei den Kalendern um ein Geschenk 

handle. Die Zuwendung sei unentgeltlich erfolgt. Die Geschenke dürf-

ten den Gewinn nicht mindern. Die Klägerin gehe zwar zu Recht davon 

aus, dass Aufwendungen für Geschenke steuerlich abzugsfähig seien, 

wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskosten der dem Empfänger 

im Wirtschaftsjahr zugewendeten Gegenstände insgesamt 40 Euro 

nicht übersteigen. Voraussetzung für deren Abzugsfähigkeit sei jedoch, 

dass die Aufwendungen hierfür einzeln und getrennt von den sonsti-

gen Betriebsausgaben aufgezeichnet werden.
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Diese besonderen Aufzeichnungspflichten, die auch für Werbegeschen-

ke, die selbst Werbeträger seien, anzuwenden seien, habe die Klägerin 

nicht erfüllt. Sie habe die Aufwendungen nicht auf einem besonderen 

Konto oder mehreren besonderen Konten innerhalb der kaufmänni-

schen Buchführung verbucht. Die Klägerin habe die Aufwendungen auf 

einem Konto gebucht, das nicht lediglich Aufwendungen für Geschen-

ke umfasse. Aufzeichnungen außerhalb der Buchführung reichten auch 

bei einer datenmäßigen Verknüpfung nicht aus.

Die besonderen Aufzeichnungspflichten seien verfassungsgemäß, auch 

wenn deshalb betrieblich veranlasster Aufwand nicht abgezogen werden 

könne. Das Abzugsverbot sei sachlich gerechtfertigt. Zweck der getrenn-

ten Aufzeichnung sei, dem Finanzamt die Feststellung zu erleichtern, ob 

und in welchem Umfang Aufwendungen vorliegen, für die das Abzugs-

verbot gelte. Dies könne nur durch eine getrennte Erfassung innerhalb 

der Buchführung geschehen. Im Übrigen seien Geschenke regelmäßig 

privat mit veranlasst. Zur Vereinfachung der Besteuerung habe daher der 

Gesetzgeber die Abzugsfähig von Aufwendungen für Geschenke sowie 

die Voraussetzungen hierfür, einschließlich der Aufzeichnungspflichten, 

gesetzlich geregelt (§ 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1, Absatz 7 EStG).

FG Baden-Württemberg, Urteil vom 12.04.2016, 6 K 2005/11

Gleitende Generationennachfolge: Steuerbelastung 
verneint

Der Bundesfinanzhof (BFH) hält an seiner Rechtsprechung fest, die bei 

einer so genannten gleitenden Generationennachfolge die teilweise 

Übertragung Mitunternehmeranteilen steuerneutral ermöglicht und 

damit die Aufdeckung stiller Reserven vermeidet. Er wendet sich damit 

ausdrücklich gegen einen Nichtanwendungserlass der Finanzverwaltung.

Im Urteilsfall hatte der Vater seinen Gesellschaftsanteil (Mitunterneh-

meranteil) an einer Kommanditgesellschaft (KG) teilweise auf seinen 

Sohn übertragen. Ein Grundstück, das aufgrund der Vermietung an die 

KG zum so genannten Sonderbetriebsvermögen des Vaters gehörte, be-

hielt er zurück. Zwei Jahre später übertrug der Vater das Grundstück auf 

eine von ihm gegründete Grundstücksgesellschaft. Das Finanzamt hat-

te die Schenkung zunächst einkommensteuerneutral behandelt, wollte 

dann aber wegen der Grundstücksübertragung rückwirkend alle stillen 

Reserven in dem auf den Sohn übertragenen KG-Anteil besteuern.

Anders entschied der BFH. Nach dem Urteil steht die spätere Über-

tragung zurückbehaltener Wirtschaftsgüter des Sonderbetriebsver-

mögens – hier des Grundstücks – der einmal gewährten Buchwert-

privilegierung für die Schenkung des Teilmitunternehmeranteils nicht 

entgegen. Lediglich für den Beschenkten sehe § 6 Absatz 3 Satz 2 des 

Einkommensteuergesetzes (EStG) eine Haltefrist vor. Abweichendes 

ergebe sich weder aus dem Gesetzeszweck noch aus der Gesetzge-

bungshistorie. Maßgeblich war laut BFH somit, dass der Vater seinen 

Gesellschaftsanteil nur teilweise auf den Sohn übertragen, im Übrigen 

aber behalten hatte. Kern der Entscheidung sei, dass der BFH eine 

Haltefrist für den Übertragenden ausdrücklich verneint. Anders als für 

den Beschenkten bestünden daher für den Schenker keine Haltefristen 

in Bezug auf sein zurückbehaltenes Vermögen.

Ausdrücklich stellt der BFH nochmals klar, dass er trotz der Einwen-

dungen der Finanzverwaltung (Nichtanwendungserlass des Bundesfi-

nanzministeriums vom 12.09.2013) an seiner gefestigten Rechtspre-

chung zu § 6 Absatz 3 Satz 1 EStG (Urteile vom 02.08.2012, IV R 41/11 

und IV R 29/14) festhält. Danach sei das Buchwertprivileg auch für 

die unentgeltliche Übertragung einer bis zum Übertragungszeitpunkt 

verkleinerten, aber weiterhin funktionsfähigen betrieblichen Einheit zu 

gewähren.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 12.05.2016, IV R 12/15

Inanspruchnahme von Elternzeit:  
Willenserklärung gegenüber Arbeitgeber unterliegt 
strenger Schriftform

Wer Elternzeit für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebens-

jahr des Kindes beanspruchen will, muss sie nach § 16 Absatz 1 des 

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (BEEG) spätestens sieben 

Wochen vor Beginn der Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlan-

gen und gleichzeitig erklären, für welche Zeiten innerhalb von zwei 

Jahren Elternzeit genommen werden soll. Bei der Inanspruchnahme 

handelt es sich um eine rechtsgestaltende empfangsbedürftige Wil-

lenserklärung, durch die das Arbeitsverhältnis während der Elternzeit 

– vorbehaltlich der Vereinbarung einer Teilzeitbeschäftigung – zum 

Ruhen gebracht wird. Einer Zustimmung des Arbeitgebers bedarf es 

nicht. Das Elternzeitverlangen erfordert indes die strenge Schriftform 
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im Sinne des § 126 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), wie 

das Bundesarbeitsgericht (BAG) klarstellt.

Es müsse deshalb vom Arbeitnehmer eigenhändig durch Namensun-

terschrift oder mittels notariell beglaubigten Handzeichens unter-

zeichnet werden. Ein Telefax oder eine E-Mail wahre die von § 16 Ab-

satz 1 Satz 1 BEEG vorgeschriebene Schriftform nicht und führe gemäß 

§ 125 Satz 1 BGB zur Nichtigkeit der Erklärung. Allerdings könne sich 

ein Arbeitgeber aufgrund der Besonderheiten des konkreten Falls treu-

widrig verhalten, indem er sich darauf beruft, das Schriftformerforder-

nis des § 16 Absatz 1 Satz 1 BEEG sei nicht gewahrt (§ 242 BGB).

Die Klägerin war beim beklagten Rechtsanwalt als Rechtsanwaltsfa-

changestellte beschäftigt. Dieser kündigte das Arbeitsverhältnis mit 

Schreiben vom 15.11.2013. Im Kündigungsrechtsstreit machte die Klä-

gerin geltend, sie habe dem Beklagten nach der Geburt ihrer Tochter 

per Telefax am 10.06.2013 mitgeteilt, dass sie Elternzeit für zwei Jahre 

in Anspruch nehme. Der Beklagte habe deshalb das Arbeitsverhältnis 

nach § 18 Absatz 1 Satz 1 BEEG nicht kündigen dürfen. Die Vorinstan-

zen haben der Kündigungsschutzklage stattgegeben.

Die Revision des Beklagten hatte vor dem BAG Erfolg. Das Arbeitsver-

hältnis sei durch die Kündigung des Beklagten vom 15.11.2013 aufge-

löst worden. Entgegen der Ansicht des Landesarbeitsgerichts habe die 

Klägerin nicht den Sonderkündigungsschutz des § 18 Absatz 1 Satz 1 

BEEG genossen. Die Klägerin habe mit ihrem Telefax vom 10.06.2013 

nicht wirksam Elternzeit verlangt. Besonderheiten, die es dem Beklag-

ten nach Treu und Glauben verwehrten, sich auf den Formverstoß zu 

berufen, lagen laut BAG nicht vor.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 10.05.2016, 9 AZR 145/15

Pkw-Leasingraten bei Überlassung des Kfzs  
gegen Gehaltsverzicht keine Werbungskosten des 
Arbeitnehmers

Bekommt ein Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber einen geleas-

ten Pkw zur Verfügung gestellt, so kann er die Leasingraten, die der 

Arbeitgeber von seinem Gehalt einbehält, nicht als Werbungskosten 

bei seinen Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit steuermindernd 

geltend machen. Dies hat das Finanzgericht (FG) Berlin-Brandenburg 

entschieden. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfrage 

hat es die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen.

Der Arbeitgeber des Klägers hatte einen Pkw für die Dauer von drei Jah-

ren geleast und für diesen zugleich einen Wartungsvertrag abgeschlos-

sen (so genanntes Full-Service-Leasing). Mit dem Kläger vereinbarte er, 

dass die Leasingkosten im Wege der so genannten Barlohnumwandlung 

von dessen Gehalt abgezogen werden sollten. Im Gegenzug erhielt der 

Kläger das Recht, das Fahrzeug für Dienst- und Privatfahrten zu nutzen. 

Für Dienstreisen erstattete der Arbeitgeber dem Kläger zudem Reisekos-

ten, die er anhand der zurückgelegten Strecke ermittelte und in vollem 

Umfang der Lohnsteuer unterwarf. Außerdem wandte der Arbeitgeber 

die so genannte Ein-Prozent-Regelung (§ 8 Absatz 2 Satz 2 Einkommen-

steuergesetz – EStG) an und unterwarf monatlich einen entsprechenden 

Anteil des Netto-Listenpreises der Lohnsteuer.

Im Rahmen seiner Einkommensteuererklärung machte der Kläger den 

prozentualen Anteil der monatlichen Leasingraten, die auf die Dienst-

reisen entfielen, als Werbungskosten bei seinen Einkünften aus nicht-

selbstständiger Arbeit geltend. Er meinte, dass es sich bei der Fahrtkos-

tenerstattung des Arbeitgebers um keinen echten Aufwendungsersatz 

gehandelt habe, da dieser die Zahlung der Lohnsteuer unterworfen habe.

Das FG folgte dem nicht und entschied, dass ein Werbungskostenab-

zug nach § 9 Absatz 1 Sätze 1 und 2 EStG nicht möglich sei. Nach die-

ser Vorschrift abzugsfähige «Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung 

und Erhaltung der Einnahmen» lägen schon begrifflich nicht vor, weil 

der Kläger auf seinen Gehaltsanspruch in Höhe der Leasingkosten ver-

zichtet habe. Lediglich zusätzliche Zahlungen des Arbeitnehmers, die 

neben den Leasingraten anfielen (so etwa die zusätzlich zu entrich-

tenden Treibstoffkosten), seien anteilig bezogen auf die Dienstfahrten 

als Werbungskosten steuermindernd zu berücksichtigen. Eine Gleich-

behandlung mit Fällen, in denen der Pkw privat angeschafft werde, sei 

nicht geboten, da der Kläger nicht juristischer oder wirtschaftlicher 

Eigentümer des Pkw geworden sei. Denn dessen Arbeitgeber habe den 

Leasingvertrag abgeschlossen. Es habe sich um einen so genannten 

Firmenwagen gehandelt, weshalb der Arbeitgeber auch die Ein-Pro-

zent-Regelung angewendet und die Fahrtkostenerstattungen als steu-

erpflichtig behandelt habe.

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil vom 11.02.2016, 9 K 9317/13


